
ten eine genaue Übersicht darüber, welche iri der NVA 
erworbenen Zeugnisse und Berufsbezeichnungen den­
jenigen im zivilen Bereich gleichgestellt sind.
In konsequenter Verwirklichung des sozialpolitischen 
Programms des VIII. Parteitages der SED wird mit der
2. VO über die Einführung der 40-Stunden-Arbeitswoche 
und die Erhöhung des Mindesturlaubs für vollbeschäf­
tigte werktätige Mütter mit mehreren Kindern vom 
13. Februar 1975 (GBl. I S. 197) der Geltungsbereich die­
ser durch VO vom 10. Mai 1972 (GBl. II S. 313) für Ar­
beiterinnen und Angestellte gesetzlich eingeführten 
Maßnahmen nunmehr auch auf den Bereich der sozia­
listischen Landwirtschaft ausgedehnt. Das bedeutet, daß 
in LPGs und deren kooperativen Einrichtungen die 
wöchentliche Arbeitszeit für vollbeschäftigte werktä­
tige Mütter mit drei und mehr Kindern ohne Minde­
rung des Arbeitsverdienstes auf 40 Stunden verkürzt 
und der Mindesturlaub in Abhängigkeit von der Kin­
derzahl und vom Schichtsystem differenziert um drei 
bis neun Tage erhöht wird.
Ausgehend von den Grundsätzen der SVO vom 14. No­
vember 1974 (GBl. I S. 531)/7/, enthält die VO über die 
Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 16. Januar 
1975 (GBl. I S. 141) nebst 1. DB vom gleichen Tage 
(GBl. I S. 154) die rechtlichen Bestimmungen über die 
Sozialversicherung der Mitglieder sozialistischer Pro­
duktionsgenossenschaften (LPG, GPG, PwF, PGH u. a.), 
der Inhaber von Handwerksbetrieben sowie der priva­
ten Gewerbetreibenden, freiberuflich Tätigen und an­
deren selbständig Tätigen sowie deren ständig im Be­
trieb mitarbeitenden Ehegatten. Sie schließt auch die 
Sozialversicherung der Mitglieder von Kollegien der 
Rechtsanwälte ein. Dagegen findet die VO keine An­
wendung für in eigener Praxis tätige Ärzte, Zahnärzte 
und Tierärzte sowie freiberuflich tätige Kultur- und 
Kunstschaffende entsprechend den speziellen Festlegun­
gen im § 1 Abs. 2.
Mit der VO vom 16. Januar 1975 wird für den im Gel­
tungsbereich erfaßten Personenkreis das Sozialver­
sicherungsrecht erstmalig umfassend und übersichtlich 
in einer Rechtsvorschrift zusammengefaßt. Den Haupt­
inhalt bilden die differenzierten Bestimmungen über 
die Versicherungs- und Beitragspflicht der obengenann­
ten Gruppen von Pflichtversicherten sowie über die Ge­
währung von Sach- und Geldleistungen der Sozialver­
sicherung bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit, im 
Zusammenhang mit der Mutterschaft und beim Tod. 
Ferner enthält die VO Grundsätze über die Leitung der 
Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung, die 
bisher nicht geregelt waren. Im wesentlichen gelten die 
gleichen Regelungen wie in der SVO, z. B. Verjährung 
(§ 70), Einspruchsrecht (§ 71), Ruhen und Versagen von 
Geldleistungen (§ 76), Schadenersatzansprüche (§ 81), 
Rückforderungen zu Unrecht gezahlter Geldleistungen 
(§ 82).
Mit der Zusammenfassung des Sozialversicherungs­
rechts für den genannten Personenkreis erfolgte zu­
gleich eine umfangreiche Rechtsbereinigung. Durch die 
Aufhebung von sieben Verordnungen, zehn Durchfüh­
rungsbestimmungen und zwei Anordnungen wurde die­
ser Regelungskomplex überschaubar und verständlich 
gestaltet.
Sozialversicherungsrechtlich bedeutsam ist auch die 
AO Nr. 2 über die Gewährung von Stipendien an Di­
rektstudenten der Universitäten, Hoch- und Fachschu­
len der DDR — Stipendienordnung — vom 30. Dezember 
1974 (GBl. 1975 I S. 137). Die Neufassung des § 16 der 
Stipendienordnung vom 4. Juli 1968 (GBl. II S. 527) hat 
eine Verbesserung der sozialen Sicherstellung der Stu-
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denten im Krankheitsfalle zur Folge: Studenten erhal­
ten bei ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit sowie 
während des Schwangerschafts- und Wochenurlaubs ihr 
Grund- und Leistungsstipendium bzw. Sonderstipen­
dium und Zuschläge in voller Höhe bis zur Wiederher­
stellung der Arbeitsfähigkeit, es sei denn, sie werden 
vorher invalidisiert. Beantragt eine Studentin im Zu­
sammenhang mit der Geburt eines Kindes auf eigenen 
Wunsch ihre Exmatrikulation, so darf dies%erst nach 
Ablauf des gesetzlichen Schwangerschafts- und Wochen­
urlaubs erfolgen.
Im Rahmen der Maßnahmen zur Durchführung des so­
zialpolitischen Programms des VIII. Parteitages der SED 
ist schließlich noch die AO über die Erweiterung der 
materiellen Unterstützung der Bürger bei Schäden in­
folge medizinischer Eingriffe vom 16. Dezember 1974 
(GBl. 1975 I S. 59) zu nennen. Bürger, die im ursäch­
lichen Zusammenhang mit einem medizinischen Ein­
griff eine schwere Störung von Körperfunktionen oder 
einen Körperschaden erleiden, der eine wesentliche Än­
derung ihrer bisherigen Arbeits- und Lebensbedingun­
gen zur Folge hat (erhebliche Gesundheitsschädigung), 
erhalten durch diese AO die notwendige soziale Sicher­
heit. Die Unterstützung erfolgt je nach Sachlage durch 
bevorzugte Belieferung mit Versehrtenfahrzeugen, Pro­
thesen und anderen technischen Hilfsmitteln, durch 
Rehabilitationsmaßnahmen (Umschulung auf einen an­
deren Beruf u. ä.) sowie durch finanzielle Beihilfen. Für 
die Dauer der Arbeitsunfähigkeit gibt es eine Unter­
stützung in Höhe von 90 Prozent des Nettodurch­
schnittsverdienstes.
Die Entscheidung über die Unterstützung wird auf dem 
Verwaltungswege getroffen. Über Einsprüche entschei­
det die Hauptverwaltung der Staatlichen Versicherung 
der DDR (§ 8). Ansprüche von Bürgern wegen Gesund­
heitsschädigungen, über die gemäß den Rechtsvorschrif­
ten über die materielle Verantwortlichkeit die Gerichte 
entscheiden, bleiben von der AO unberührt (§ 4)./8/

*

Zu den hochschulrechtlichen Maßnahmen, die der weite­
ren Qualifizierung des Lehr- und Studienprozesses in 
der Aus- und Weiterbildung dienen und auf die Erhö­
hung des theoretischen Niveaus und die Verbesserung 
der klassenmäßigen Erziehung der Studenten gerichtet 
sind, gehört die AO über die Durchführung von Prü­
fungen an Hoch- und Fachschulen sowie den Hoch- und 
Fachschulabschluß — Prüfungsordnung — vom 3. Januar 
1975 (GBl. I S. 183). Sie regelt die Rechte und Pflichten 
sowohl der Studenten als auch der Angehörigen des 
Lehrkörpers bei Prüfungen. Entsprechend den Anfor­
derungen des Jugendgesetzes sind grundsätzliche Fra­
gen bei der Anwendung der Prüfungsordnung mit den 
zuständigen Leitungen der FDJ zu beraten. Planmäßig­
keit und Ordnung bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung von Prüfungen werden erhöht: Art, Anzahl und 
Zeitpunkt der Prüfungen müssen in den Studienplänen 
genau ausgewiesen werden. Höhere Anforderungen 
werden an die Einschätzung der Persönlichkeitsent­
wicklung der Studenten gestellt. Danach sind u. a. für 
Studenten im Direktstudium mit Abschluß des ersten 
Studienjahres schriftliche Einschätzungen der Persön­
lichkeitsentwicklung als Grundlage für spätere Beurtei­
lungen anzufertigen (§ 42).
Die AO gilt grundsätzlich für alle Studienformen, d. h. 
für das Direkt-, Fern-, Abend- und postgraduale Stu­
dium sowie für Externe, und gibt den Rahmen für die 
Durchführung aller Prüfungen in diesen Bereichen.
In engem Zusammenhang mit der Prüfungsordnung 
steht die AO über die Zulassung und das Verfahren

Kl Ein spezieller Beitrag zu dieser AO befindet sieb in Vor­
bereitung.
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